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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Dr. Markus Büchler, Gül-
seren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, 
Gisela Sengl, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul Knoblach, Rosi Steinberger, 
Martin Stümpfig, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

ÖPNV-Investitionen für bayerische Kommunen sicherstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ eine gesetzliche Regelung zu schaffen, um eine nahtlose Fortführung der Förde-
rung der Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
ab 2020 nach Umwandlung der Entflechtungsmittel in allgemeine Umsatzsteuerzu-
weisungen an die Länder auf gesetzlicher Grundlage zu sichern, 

─ die zukünftig für die Förderung der Investitionen zur Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse der Gemeinden zur Verfügung stehenden Mittel mindestens zu zwei 
Dritteln für Projekte des kommunalen ÖPNV einzusetzen, 

─ zu prüfen, ob die bisherige Mittelausstattung mit 196,1 Mio. Euro pro Jahr aus-
kömmlich ist, 

─ sich beim Bund dafür einzusetzen, dass das Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GVFG) für Erhaltungsinvestitionen geöffnet wird und die bisherige Förder-
quote von 60 Prozent erhalten bleibt, 

─ ein Konzept zu erarbeiten, um dem Sanierungsstau bei U-Bahnen und Straßenbah-
nen zukünftig vorzubeugen. 

 

 

Begründung: 

Der Bund gewährt im Rahmen des GVFG den Ländern Finanzhilfen für Investitionen 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden. In einem Bundespro-
gramm werden Schienenprojekte finanziert, die mehr als 50 Mio. Euro kosten. Die rest-
lichen Mittel bekamen die Länder zur Aufstellung eigener Länderprogramme. Die Mittel 
für die Länderprogramme wurden im Rahmen des Entflechtungsgesetzes bis Ende 
2019 befristet. 

Nach der Einigung zur Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen werden die 
bisher vom Bund bis Ende 2019 für Verkehrsinvestitionen in den Gemeinden zweckge-
bunden gesicherten Entflechtungsmittel ab 2020 in allgemeine nicht mehr zweckgebun-
dene Umsatzsteuerzuweisungen an die Länder umgewandelt. Für die Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden stehen Bayern daher nur noch bis zum 
31.12.2019 jährlich zweckgebundene Finanzmittel in Höhe von 196,1 Mio. Euro aus 
dem Bundeshaushalt zu. Das GVFG-Bundesprogramm läuft unverändert weiter. 
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Um eine nahtlose Fortführung der Förderung nach 2019 zu sichern, sind im Doppel-
haushalt 2019/2020 entsprechend landesseitig Verpflichtungsermächtigungen vorge-
sehen. Eine dauerhafte gesetzliche Regelung - beispielsweise im Bayerisches Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz (BayGVFG ) – existiert aber noch nicht. 

Von den jährlich zweckgebundenen Finanzmitteln in Höhe von 196,1 Mio. Euro, die der 
Freistaat vom Bund bekommen hat, wurden in den vergangenen Jahren 120 Mio. Euro 
für den kommunalen Straßenbau (Kap. 13 10 Tit. 883 08) und 76,135 Mio. Euro für den 
ÖPNV (Kap. 13 10 Tit. 883 09) verwendet. Die Mittel werden künftig mindestens zu zwei 
Dritteln für Projekte des kommunalen ÖPNV eingesetzt. 

Die im Rahmen des GVFG bzw. des Entflechtungsgesetzes jährlich verteilten Mittel 
wurden seit 1996 nicht mehr angepasst. Inzwischen sind mehr als zwanzig Jahre ver-
gangen. Der ÖPNV muss insbesondere aus Gründen des Klimaschutzes ausgebaut 
werden. Erhaltungsinvestitionen müssen auch finanziert werden. Der daraus resultie-
rende Mehrbedarf ist durch eine Erhöhung der Mittel auszugleichen. 

Die Mittel aus dem GVFG-Bundesprogramm dürfen nicht für Ersatzinvestitionen ver-
wendet werden. Die notwendigen Mittel, um den Sanierungsrückstand aufzuholen, stel-
len Kommunen und Verkehrsunternehmen in den nächsten Jahren vor gewaltige Her-
ausforderungen. Die Kommunen waren in den letzten zwei Jahrzehnten jedoch nicht in 
der Lage, ausreichende Rücklagen für den Erhalt dieser Infrastruktur zu bilden. Hier 
droht ein erheblicher Sanierungsstau. Deshalb muss das GVFG-Bundesprogramm für 
den Erhalt geöffnet werden.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wohnen, Bau und Verkehr 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Dr. Markus Büchler u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/3756 

ÖPNV-Investitionen für bayerische Kommunen sicherstellen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Ursula Sowa 
Mitberichterstatter: Thorsten Schwab 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 13. Sitzung am 8. Ok-
tober 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
44. Sitzung am 6. November 2019 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Sebastian Körber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Dr. Markus 
Büchler, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, 
Verena Osgyan, Gisela Sengl, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul Knoblach, 
Rosi Steinberger, Martin Stümpfig, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/3756, 18/4802 

ÖPNV-Investitionen für bayerische Kommunen sicherstellen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Dr. Wolfgang Heubisch 

VI. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch



Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 

auf:

Abstimmung

über eine Verordnung und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummern 29 und 37 der Anlage zur Ta-

gesordnung, es sind dies die Anträge der AfD-Fraktion betreffend "Bayerns Bauern 

schützen – Öffnungsklausel der Düngemittelverordnung nutzen!" und "Einem Verbot 

von Ölheizungen entgegenwirken" auf den Drucksachen 18/3885 und 18/3997, die auf 

Wunsch der AfD-Fraktion einzeln beraten werden sollen. Der Aufruf erfolgt dann am 

Ende der Tagesordnung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den 

einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Ich sehe keine Gegen-

stimmen. Wer enthält sich der Stimme? – Enthaltungen sehe ich auch nicht. Damit ist 

diese Abstimmung positiv entschieden. Wir haben schon festgestellt, dass die beiden 

fraktionslosen Abgeordneten nicht im Saal sind. Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.
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